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Flucht und Integration

Bezahlkarte für Asylsuchende

Diskriminierung im Zahlungsverkehr
Alle 16 Bundesländer haben sich Ende Januar 2024 geeinigt: Die monatlichen Leistungen für Asylsuchende sollen über 
eine digitale Bezahlkarte abgewickelt werden. Bayern legt schon im Frühjahr los, auch Mecklenburg-Vorpommern geht 
einen eigenen Weg bei der Einführung, die anderen 14 Bundesländer haben sich auf ein gemeinsames Vergabeverfahren 
bis zum Sommer geeinigt. 

	> Karo Otte und Alice Schlieker 

Einigung auf ein einheitliches System – 
das klingt nach mehr Nutzen für die Be-
troffenen, nach Digitalisierung und we-
niger Bürokratieaufwand für die Kom-
munalverwaltungen. Darum allerdings 
geht es den Ländern nicht. Erklärter 
Zweck war von Beginn an, Deutschland 
für Asylsuchende unattraktiv zu machen: 
Immer schlechtere Lebensbedingungen 
sollen Geflüchtete abschrecken. 

Kommunen werden Asylbewerber*in-
nen künftig eine Bezahlkarte aushän-
digen, die mit vielen Einschränkungen 
verbunden ist. Die genaue Ausgestaltung 
der Kartenfunktionen ist noch offen und 
dazu Sache der Länder. Erste Einschrän-
kungen haben sie bereits festgelegt:

•	 Das Bargeldabheben soll stark einge-
schränkt oder sogar ganz ausgeschlos-
sen werden; 

•	 Überweisungen sind nicht möglich.

•	 die Karte ist nur in einem begrenzten 
Radius um den Wohnort im Einzel-
handel nutzbar; 

•	 es können noch einzelne Branchen 
von der Kartenzahlung ausgenommen 
werden; 

•	 Online-Einkäufe per Karte sind nicht 
vorgesehen. 

Details sind noch offen, womöglich fal-
len in einzelnen Ländern die Einschrän-
kungen noch restriktiver aus. 

Viele Auswirkungen auf den Alltag
Schon jetzt ist klar: Das wird den All-
tag von Geflüchteten enorm beeinträch-
tigen. Die Ländereinigung ist ein Angriff 
auf die Würde und das Recht auf Selbst-
bestimmung. Die regionale Begrenzung 
der Karte schränkt letztendlich auch die 
Freizügigkeit ein. 

Viele Rechnungen im alltäglichen Leben 
sind per Überweisung zu begleichen; 
nicht alle Dienstleister verfügen über ein 
Zahlungssystem für Debit-Karten und ist 
das Kartenlesegerät defekt, haben die 
Betroffenen kein Bargeld zur Hand. 

Sparsames Haushalten ist gerade bei 
geringen Sozialleistungen dringend ge-
boten. Auch das wird erschwert: keine 
Schnäppchen im Internet, in den kleinen 
Secondhandläden oder auf dem Floh-
markt. Dort lautet die Devise: Nur Ba-
res ist Wahres.

Bargeld ist Teilhabe,  
Mini-Taschengeld grenzt aus
Besonders kritikwürdig ist der geringe 
Betrag an Bargeld, der Geflüchteten im 
Monat zur Verfügung stehen soll – in 
Bayern sprach man schon von einem 

„Taschengeld“ von maximal 50 Euro. So-
ziale Teilhabe ist kaum möglich, wenn 
es an den sechs Euro für einen Theater-
besuch mit der Schulklasse fehlt. So er-
reicht man in den Kommunen Segrega-
tion und nicht Integration. 

Mit all ihren Einschränkungen ist die 
Karte diskriminierend: Bei jeder Unklar-

heit und Schlange an der Supermarkt-
kasse oder beim Bäcker lautet die Bot-
schaft: Ihr gehört nicht dazu. 

Die Mär von den Überweisungen 
ins Ausland
Als ein Hauptargument für die Bezahl-
karte führen die Länderchef*innen 
die sogenannten Remittances an. Das 
sind Überweisungen an Familie oder 
Freund*innen in den Heimatländern. 
Es ist aber ein Trugschluss zu glauben, 
dass Zahlungen von Asylbewerber*in-
nen daran einen signifikanten Anteil ha-
ben. Die Höhe der Sozialleistungen, die 
sie bekommen, liegt unterhalb der des 
Bürgergelds. Das reicht allenfalls zur ei-
genen Existenzsicherung. Zudem wur-
de der Bezugszeitraum der niedrigeren 
Leistungen nach dem Asylbewerberleis-
tungsgesetz gerade von 18 auf 36 Mo-
nate verlängert. Es dauert also erst ein-
mal drei Jahre, bis Asylbewerber*innen 
überhaupt das Bürgergeld bekommen. 

Es sind in der Regel hier arbeitende 
Menschen, die an Familie und Freunde 
im Ausland Geld überweisen. Zum Bei-
spiel die Erntehelfer*innen, die ihren 
Lohn fürs Spargelstechen oder Erdbee-
renernten in Deutschland mit in die Hei-
mat nehmen. Das meiste Geld, das von 
der Bundesbank als Remittances erfasst 
wird, bleibt sowieso in Europa. 

Ganz abgesehen davon sind solche Zah-
lungen nicht immer schlecht. Etwa das 
Geld von syrischen Geflüchteten, die 
inzwischen hier arbeiten: Es trägt dazu 
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bei, dass mehr Menschen vor Ort blei-
ben können und gar nicht erst fliehen 
müssen. 

Verfassungsrechtliche Einwände
Die migrationspolitische Begründung 
sowie die konkrete Ausgestaltung der 
Bezahlkarte werfen verfassungsrechtli-
che Fragen auf – wieder einmal. Zur Si-
cherung des Existenzminimums und der 
Ungleichbehandlung bestimmter Grup-
pen hat sich das Bundesverfassungsge-
richt schon in mehreren Urteilen geäu-
ßert. So hat es im Jahr 2012 die Garantie 
eines menschenwürdigen Existenzmini-
mums für jeden Menschen unterstrichen. 
Dazu gehörte auch die Aussage, dass 
die Menschenwürde nicht „aus migrati-
onspolitischen Gründen relativiert“ wer-
den darf. Auch ein Grundbetrag an Bar-
geld zur Existenzsicherung steht jedem 
Menschen zu, das hat das Bundesver-
fassungsgericht ebenfalls festgelegt. Es 
zeichnet sich ab, dass Initiativen und 
Betroffene gegen diskriminierende Ein-
schränkungen der Karte klagen werden.

Noch viele Fragen offen
Die wesentlichen Eckpunkte der Bezahl-
karte wollen die 14 Länder gemeinsam 

festlegen. Aber es ist noch offen, ob die 
Kommunen am Ende zur Einführung 
verpflichtet sein werden. 

Aus den rechtlichen Unsicherheiten und 
den ungeklärten Standards könnte ein 
Flickenteppich aus Regelungen entste-
hen. Außerdem ist auch die Finanzie-
rung der Karteneinführung noch nicht 
geklärt. Es besteht auch die Gefahr, dass 
sich die Länder noch mehr Nutzungsbe-
schränkungen einfallen lassen. 

Dennoch überlegenswert – in der 
diskriminierungsfreien Variante
Ungeachtet dessen sollten sich Rat und 
Verwaltung mit dem Thema befassen. 
Denn schon jetzt haben die Kommunen 
rechtlich die Freiheit, eine Bezahlkarte 
einzuführen, dazu ist keine Gesetzesän-
derung des Bundes nötig. Sie nutzen die-
se Möglichkeit allerdings bisher mit Ver-
weis auf den bürokratischen Aufwand 
und die fehlende Einheitlichkeit fast gar 
nicht. Dabei ist die aktuelle Praxis in der 
großen Mehrzahl der Städte und Kreise 
auch aufwändig: Dort muss bislang je-
de*r Asylbewerber*in einmal im Monat 
persönlich aufs Amt, um die Leistungen 
zu erhalten.

Es gibt durchaus diskriminierungsfreie 
Alternativen, die gleichzeitig die Kom-
munen beim Zeit- und Personalaufwand 
entlasten. Möglich wäre beispielsweise, 
das monatliche Geld einfach auf eine 
gängige Girocard zu überweisen. Ein 
solches Beispiel für eine schlanke und 
digitale Lösung ist Hannovers Social-
card.1 Sie basiert auf einer herkömmli-
chen Debitkarte. Darüber schreibt die 
Stadtverwaltung die monatlichen Leis-
tungen gut – und das ganz ohne Ein-
schränkungen. So kann eine gute Inte
gration vor Ort gelingen.

1) 	 Mehr zum Thema auf www.hannover.de:  
www.ogy.de/fexz

	> Karoline Otte MdB ist in der Grünen Bundes-
tagsfraktion zuständig für Kommunalpolitik. Zu-
letzt veröffentlichte sie in AKP 1/2024 den Beitrag 

„Wärmeplanungsgesetz: Mehr Zukunftssicherheit 
für alle“: www.ogy.de/8z0u 

	> Alice Schlieker ist Wissenschaftliche Mitarbei-
terin im Bundestagsbüro von Karoline Otte. Ihre 
Arbeitsschwerpunkte sind unter anderem Migra-
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